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Die CDU hat die Weichen 
richtig gestellt 
p]*en Sie doch einmal ins Chemie-Dreieck! 
Uhren Sie in die neuen Länder, wenn Sie mir 

1*cht glauben ! Wer nicht erkennt, was dort 
Posiert, muß ein Brett vorm Kopf haben. 
Jfo diesen Worten hat Bundeskanzler Helmut Kohl in 
6
er Haushaltsdebatte des Deutschen Bundestags am 

fei KPtember die °PP°smon und alle. die nocn Zwei" 1 haben, aufgefordert, sich selbst davon zu über- 
ünrigen' was in füm° Janren deutsche Einheit geleistet ncl erreicht worden ist. 
£as Aufbauwerk kann sich sehen lassen und ist das 
^gebnis einer großen Anstregung der Menschen in 
UnriUnd WeSt' die alle ihren Beitra§ geleistet haben 
seh desnalb beanspruchen dürfen, den Erfolg unge- 
OSM   

lert bestati8t zu krieSen- Wenn 55 Prozent der 
•ich eutscnen Bürgerinnen und Bürger ihre wirtschaft- 
ete Lage als gut und nur acht Prozent als schlecht 
ljc?e,chnen, dann zeigt auch dies ganz unmißverständ- 
Aii HWas sich mit Tatkraft und Stehvermögen, mit 

usdauer und Mut erreichen läßt. 

C^Umentation: Die CDU-Bundesgeschäftsstelle 
^lm grünen Teil dieser Ausgabe eine Bilanz des 
Witt    ten &ezoSen und 'm einzelnen die Beiträge der 
&UnH   aftS"und FinanzPolitik der CDU-geführten 
grorTesregierung zusammengestellt, mit denen ein 
Ej-?^eil der Erblast des Sozialismus in den neuen 
fibk Rändern bereits abgetragen worden ist. (Siehe 

tft FIugblattvorlage: Seite 2) 
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5 Jahre Deutsche Einheit 
Die Landschaften im 
Osten Deutschlands 

blühen auf 
Die Menschen zwischen Elbe und 
Oder haben mit ihrem Ruf nach 
Freiheit und Einheit die sozialisti- 
sche Diktatur überwunden. Unter 
Führung von Helmut Kohl hat die 
CDU den geschichtlichen Augen- 
blick des Jahres 1990 genutzt 
und die staatliche Einheit unse- 
res Vaterlandes vollendet. 

Viel ist in den letzten fünf 
Jahren erreicht worden. 

Die Planwirtschaft wurde in 
eine moderne Soziale Marktwirt- 
schaft verwandelt. 
Die Infrastruktur wurde grundle- 
gend verbessert. 
Die neuen Bundesländer sind 
heute die wirtschaftlich dyna- 
mischste Region in ganz 
Europa. 
Die verfügbaren Einkommen 
sind um rund 70 Prozent gestie- 

gen. Die Renteneinkommen 
haben sich mehr als verdoppelt- 

Der Fortschritt beim Aufbau ist vor 
allem die Leistung der Menschen 
in den neuen Ländern. Ihnen ist in 
den letzten Jahren unglaublich vie' 
abverlangt, und von ihnen ist 
Hervorragendes geleistet worden. 
Ohne ihren Willen zum NeuanfanQ' 
ohne ihren entschlossenen Einsatz 
wären die Erfolge nicht möglich 
gewesen. Entscheidenden Anteil 
am Aufbauwerk haben auch die 
Menschen im Westen, die solida- 
risch die Lasten mittragen. 

Die CDU hat die Weichen für 
den „Aufbau Ost" richtig 
gestellt. Das bereits Erreicht 
darf nicht wieder gefährdet 
werden! 
Die alten sozialistischen Irrtümer 
dürfen sich nicht wiederholen. 
Diejenigen, die den Karren in den 
Dreck gefahren haben, sollten W5 

heute mit ihren Ratschlägen 
verschonen. 

Wir sind auf dem richtigen 
Weg. Gemeinsam werden^ 
es schaffen. 

wm 
SICHER MM DIE ZUKUNFT 

CDU 
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Bundesinnenminister Kanther 
hat völlig korrekt gehandelt 
^u der Kritik an der Abschiebung von 
^eben sudanesischen Asylbewerbern er- 
klärte der Stellvertretende Vorsitzende 
Jer CDU/CSU-Bundestagsfraktion, 
Rupert Scholz: 

J^ie z.T. maßlose Kritik am Vorgehen des 
°undesinnenministers ist unberechtigt. 
akt ist, daß sieben Ausländer mit ge- 
ä'schten Pässen unter mißbräuchlicher 
j^snutzung eines Zwischenstopps - sie 
Ratten Visa nach Moskau - in Frankfurt 
^syl begehrt haben. Die Asylbegehren 
^Urden nach einem aufwendigen Verwal- 
ungsverfahren mit der Feststellung abge- 
bt, daß die Asylbewerber in ihrem Hei- 
matland weder politisch tätig waren noch 
. erfolgt worden sind. Diese Entscheidung 
Sl vom Verwaltungsgericht Frankfurt, das 
lcn zweimal mit dieser Angelegenheit be- 
assen mußte, überprüft und bestätigt wor- 
en- Insgesamt dreimal ist dann auch noch 
as Bundesverfassungsgericht in dieser 
ache tätig geworden. Es hat festgestellt, 

jaß einer Rückführung der Betroffenen in 
r Heimatland nichts im Wege stehe. 
er Bundesinnenminister hat vorliegend 

j So völlig korrekt gehandelt. Sieben Aus- 
ter sind illegal eingereist (gefälschte 
asse, Mißbrauch des Transits); in einem 
•bänglichen Verwaltungsverfahren und 

n°ch umfänglicheren Gerichtsverfahren 
^ rde festgestellt, daß in ihrer Person kein 
l^.ylgrund vorliegt; sie hatten deshalb 
de'hBleiberecht in Deutschland, sie sind 
^snalb zu Recht in ihr Heimatland 

^ckgeführt worden. 

4      der Sesamte Verfahrensablauf mit 
nen unsäglichen Verzögerungs- 

er 
nöyern ist kaum mehr nachvollziehbar, 

dje 
recht nicht mehr nachvollziehbar ist 
eüs völlig überzogene Kritik an der 

Abschiebemaßnahme. Die Kritik ist Teil 
einer Kampagne, die wesentliche Grundla- 
gen und auch Erfolge unserer bisherigen 
Ausländer- und Asylpolitik generell in 
Frage stellen will. Wesentliche Bestandtei- 
le des nach mühseligen Verhandlungen 
seinerzeit von allen Fraktionen des Bun- 
destages beschlossenen Asylkompromis- 
ses sollen aufgebrochen, die Asylrechtsre- 
form insgesamt ausgehebelt werden. Zum 
Asylkompromiß von 1992 gehört insbe- 
sondere auch, daß die Asylbewerber, die 
sich zu Unrecht auf Asyl berufen, rasch in 
ihre Heimatländer zurückgeführt werden. 
Daß der Asylkompromiß zu einer positi- 
ven Entwicklung geführt hat, belegen die 
Zugangszahlen für das Jahr 1994. 
Während 1992 noch 438.191 Personen um 
Asyl nachfragten, waren es 1994 nur 
noch, aber auch immerhin noch 127.210. 

Die neue Regelung des Asylrechts war al- 
so notwendig und richtig, um die illegale 
und ungesteuerte Zuwanderung unter dem 
Deckmantel des Asylrechts einzudämmen. 
Notwendige Voraussetzung für den Erfolg 
des Asylkompromisses ist es aber, daß der 
Aufenthalt abgelehnter Asylbewerber kon- 
sequent beendet wird. 

Zu Recht hat der Bundesinnenminister an 
einer klaren Durchsetzung des Asylrechts 
festgehalten. Nur so läßt sich auch die 
Schleuserkriminalität bekämpfen. Schlep- 
perorganisationen dürfen sich nicht in der 
Hoffnung wiegen, daß - wie vorliegend - 
nach mißbräuchlicher Einreise und me- 
dienwirksamen Hungerstreikaktionen un- 
ter pauschalem Hinweis auf mögliche 
Auswirkungen im Heimatland der dauer- 
hafte Verbleib in Deutschland erzwungen 
werden kann. • 
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Der Asylrechtskonsens von 1993 muß 
unbedingt erhalten bleiben 

Der Chef des Bundeskanzleramtes, 
Bundesminister Friedrich Bohl, er- 
klärte zu den Bestrebungen, den 
Asylkompromiß aufzubrechen: 
Die Bundesregierung widerspricht mit 
aller Entschiedenheit Bestrebungen, 
den Asylrechtkompromiß von 1993 
aufzubrechen. Die jetzt aufgrund der 
notwendigen Abschiebemaßnahmen 
von sieben sudanesischen Asylbewer- 
bern anlaufende Kampagne, den Asyl- 
kompromiß auszuhebein, wird ihr Ziel 
verfehlen. 
Der Asylrechtskonsens ist 1993 auch 
von der SPD mitgetragen worden und 
hat sich bewährt. Er leitete eine deutli- 
che Wende bei den Asylbewerber-Zu- 
gängen ein. Während 1992 noch 
438.000 Asylsuchende registriert wur- 
den, waren es 1994 nur noch 127.000. 
Trotz dieses Rückgangs nimmt 
Deutschland damit immer noch nahe- 
zu 50 Prozent der Asylbewerber inner- 
halb der Europäischen Union auf. 
Die hohe friedensstiftende Funktion 
dieses Konsenses in unserer Gesell- 

schaft darf nicht übersehen werden. 
Die Eindämmung des Rechtsradikalis- 
mus bei Wahlen ist mit ein Erfolg die- 
ses Konsenses. Aktuelle Kritiker wie 
Frau Däubler-Gmelin haben allerdings 
diesen Konsens bereits 1993 nicht mit- 
getragen. 
Der Rückgang der Asylbewerberzah- 
len beruht im wesentlichen auf der 
Drittstaatenregelung, der Regelung 
über sichere Herkunftsstaaten, der 
Flughafenregelung sowie der vermehr- 
ten Zahl von Abschiebungen und den 
bisher abgeschlossenen Rückübernah- 
meabkommen mit Nachbar- und Her- 
kunftsstaaten. Diese Bausteine der 
Asylrechtsreform wirken zusammen 
und dürfen weder abgeschwächt noch 
aufgebrochen werden. 
Wir haben seit 1993 eine Asylgesetz- 
gebung, die einen entscheidenden Bei- 
trag dazu geleistet hat, daß das Asyl- 
problem inzwischen beherrschbar ist. 
Wir können und dürfen jetzt nicht in 
die Praxis des alten Zustands vor dem 
Asylkompromiß zurückfallen. 

Abschiebung war geboten 
Zur Abschiebung der 7 sudanesi- 
schen Staatsbürger von Frankfurt in 
den Sudan erklärten der innenpoliti- 
sche Sprecher der CDU/CSU-Bun- 
destagsfraktion des Deutschen Bun- 
destages, Erwin Marschewski, und 
der Obmann der Fraktion im Innen- 
ausschuß, Wolfgang Zeitlmann, im 
Anschluß an eine Klausurtagung der 
Arbeitsgruppe Inneres und Sport: 

Die Mitglieder der Arbeitsgruppe Innen- 
politik haben am 15716. September bei 
ihrer Klausurtagung in Boppard einen aus- 

führlichen Bericht von Bundesinnenmin1' 
ster Manfred Kanther über die Rück- 
führung der 7 sudanesischen Staatsbürger 
entgegengenommen. 
Wie der Vorsitzende der Arbeitsgruppe In' 
nenpolitik, Erwin Marschewski, und der 
Obmann der CDU/CSU im Innenausschu" 
des Deutschen Bundestages, Wolfgang 
Zeitlmann, mitteilten, haben die Abgeor 
neten diese Maßnahme einmütig für not- 
wendig und richtig befunden. Der Bun- 
desinnenminister habe zwingendes deut- 
sches Asyl- und Ausländerrecht absolut 
korrekt und in verantwortungsbewußter 
Weise vollzogen. 
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Nach der Entscheidung des B VerG vom 
'2. September habe es keinen Grund mehr 
Begeben, die Rückführung weiter aufzu- 
schieben. Eine Zusage eines aufnahmebe- 
reiten Drittlandes habe nicht vorgelegen, 
^ie Zusicherungen der sudanesischen Re- 
gierung, die vom Auswärtigen Amt auf 
veranlassung des Bundesverfassungsge- 
richtes erreicht werden konnten, seien 
yom obersten deutschen Gericht akzeptiert 
Worden bei der Feststellung, daß den 
sieben Ausländern keine politische Verfol- 
gung nach ihrer Rückkehr drohe. 

Nicht instrumentalisieren 

^arschewski und Zeitlmann warnten da- 
y°i\ den Fall der 7 Sudanesen gegen die 
Regelungen des geltenden Asylrechts zu 
Instrumentalisieren. Der Asylkompromiß 
j^be sich bewährt. Dies gelte auch für das 

lughafenverfahren. Die Mitarbeiter des 
undesgrenzschutzes leisteten im Rahmen 
leses Verfahrens hervorragende Arbeit in 

^nem sehr schwierigen Umfeld. Der 
f^ylkompromiß könne nur Bestand 
a°en, wenn Ausländer ohne Bleiberecht 

JJuch wieder in ihre Herkunftsländer 
^rückgeführt werden. 

^ie Ausweisung war 
rechtlich völlig in Ordnung 

Öer Chef des Bundeskanzleramtes, 
ßundesminister Friedrich Bohl, er- 
klärte zur Abschiebung von sieben 
sudanesischen Asylbewerbern: 

le Behörden haben das getan, was gebo- 
, n» notwendig und richtig war. Darin se- 

^ wir uns in großer Übereinstimmung 
t der breiten Mehrheit unser Bevölke- 

rung. 

<i[l pCne ist> daß die sieben Asylbewerber 
ty I   elegenheit hatten, zweimal das Ver- 

ltUrigsgericht Frankfurt und dreimal das 

Bundesverfassungsgericht über ihre Sache 
entscheiden zu lassen. Sie wurden anwalt- 
lich erstklassig vertreten und beraten. Das 
Bundesverfassungsgericht entschied, daß 
ihrer Rückführung nichts im Wege steht. 
Ihre Ausweisung und Abschiebung ist da- 
her rechtlich völlig in Ordnung. 

Unverständliche Kampagne 

Es wäre in keinem anderen Land der Welt 
möglich, daß sieben Ausländer, die mit ge- 
fälschten Pässen unter mißbräuchlicher 
Ausnutzung eines Zwischenstopps einrei- 
sen, dreimal das oberste Verwaltungsge- 
richt anrufen können. Für die derzeit ge- 
gen den Bundesinnenminister geführten 
Kampagnen habe ich daher kein Verständ- 
nis. 

Es wird auch übersehen, daß die Sudane- 
sen bei ihrem ersten Abschiebeversuch am 
Dienstag, um 14.00 Uhr, die Lufthansa- 
Maschine halb auseinandergenommen ha- 
ben. Das geht einfach zu weit. 15 Beamte 
waren schließlich notwendig, um sieben 
Asylbewerber, die sich vorher angeblich 
wochenlang im Hungerstreik befanden, in 
das Charter-Flugzeug zu verbringen. 

Wir haben eine klare Aussage des Auswär- 
tigen Amtes, daß den Sudanesen in ihrem 
Heimatland nichts passiert. Zugleich kann 
die Deutsche Botschaft in Khartum in 
dieser Sache dort präsent sein. Ich kann 
Innenminister Manfred Kanther daher aus- 
drücklich bestärken, daß er das Richtige 
getan hat. 

Wir haben nach wie vor in Deutschland 
das liberalste Asylrecht, das es gibt. Wir 
haben seit 1993 eine Asylgesetzgebung, 
die einen entscheidenden Beitrag dazu ge- 
leistet hat, daß das Asylproblem inzwi- 
schen beherrschbar ist. Wir können und 
dürfen jetzt nicht in die Praxis des alten 
Zustands vor dem Asylkompromiß 
zurückfallen • 
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EVP für europäische Asylregelung, 
aber gegen Einwanderungsgesetze 
Gegen Einwanderungsgesetze in den 
EU-Mitgliedstaaten, aber für eine ra- 
sche Harmonisierung der Asylrechtsre- 
gelungen hat sich die EVP-Fraktion des 
Europäischen Parlaments ausgespro- 
chen. 

Nach einer grundsätzlichen Aussprache 
über Asyl und Zuwanderung zur Vorberei- 
tung der Straßburger Plenarwoche des 
Parlaments sagte der innenpolitische Spre- 
cher der europäischen Christdemokraten, 
Hartmut Nassauer MdEP, in keinem Land 
der EU gebe es eine gesetzlich geregelte 
Einwanderung, die den Zugang einer fest- 
gelegten Quote von Ausländern unter be- 
stimmten Kriterien gestatte. Es sei auch 
nicht erkennbar, daß ein EU-Land in 
absehbarer Zeit eine solche Regelung an- 
strebe. 
Tatsächlich sähen sich die EU-Staaten ei- 
ner mehr oder weniger unkontrollierten 
Zuwanderung gegenüber. So kämen z. B. 
nach Deutschland alljährlich rund 400.000 
Asylbewerber, Bürgerkriegsflüchtlinge, 
nachziehende Familienangehörige und il- 
legale Zuwanderen Außerdem nehme 
Deutschland Auslandsdeutsche aus dem 
ehemaligen Ostblock auf. 

In dieser Situation müßten die EU-Staaten 
alle Kräfte anspannen und beträchtliche 
Mittel aufwenden, um diese Zuwande- 
rungsströme in humaner Weise aufzuneh- 
men bzw. für eine rasche Rückführung zu 
sorgen. Ein Einwanderungsgesetz wäre 
ein völlig falsches Signal, weil es eine 
Aufnahmefähigkeit und -bereitschaft vor- 
spiegele, die tatsächlich nicht gegeben sei. 
Deswegen beharre die EVP-Fraktion auf 
einer strikten Trennung zwischen Asyl und 
Zuwanderung aus anderen Gründen. Asyl 

werde in Europa gewährt als Schutz vor 
politischer, rassistischer und religiöser 
Verfolgung. Bürgerkriegsflüchtlinge soll- 
ten in Europa vorübergehende Aufnahme 
finden, sofern ihnen in der Nähe ihrer Hei- 
matregionen nicht wirksam geholfen wer- 
den könne. In jedem Falle seien sie gehal- 
ten, später wieder in ihre Länder zurück- 
zukehren. 

Wirtschaftsflüchtlinge könnten generell 
keine Aufnahme finden. Illegale Zuwan- 
derung vollends müsse energisch 
bekämpft und vor allem durch rasche Ab- 
schiebung beendet werden. Die angesichts 
zunehmender Freizügigkeit immer not- 
wendiger werdende Harmoniserung des 
europäischen Asylrechts müsse zunächst 
bei einem einheitlichen Flüchtlingsbegriff 
gemäß der Genfer Flüchtlingskonvention 
ansetzen, rechtliche Mindeststandards für 
die Asylverfahren festlegen, deren Dauer 

Ein Einwanderungsgesetz wäre 
ein völlig falsches Signal: 
es spiegelte eine Aufnahme- 
fähigkeit vor, die es tatsächlich 
nicht gibt. 

nach Möglichkeit begrenzen, die Absent' 
bung abgelehnter Asylbewerber regeln 
und den Aufenthaltsstatus der Bewerber 
für die Dauer des Verfahrens sowie 
Grundsätze des Familiennachzuges festig' 
gen. 

An diesen Leitlinien will die EVP-Frakti- 
on sich orientieren, wenn in der kommen 
den Woche im Straßburger Parlament übe 
den Wiebenga-Bericht über Asyl und 
Zuwanderung in Europa abgestimmt      g 
werde. 
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„Groß-Programm" für 
die Innenpolitik in den nächsten 

drei Jahren 
jjündesinnenminister Manfred Kanther 
Jjät im Rahmen einer Klausurtagung 
der Innen- und Rechtspolitiker der Uni- 
jjisfraktion am 15./16. September in 
^oppard den politischen Handlungsbe- 
prf in der Innenpolitik für die laufende 
J-^gislaturperiode des Deutschen Bun- 
destages als „gewaltig" bezeichnet: 

Im Vordergrund aller Anstrengungen 
"*•• müsse die Festigung der Inneren Si- 
cherheit und die Verbrechensbekämpfung 
^ehen. Die Bürger erwarteten zu Recht, 
daß sich der demokratische Rechtsstaat als 
j^hrhaft erweise und Leben, körperliche 
Unversehrtheit, Eigentum und Freiheit sei- 
er Bürger entschlossen verteidige. 

!?•• Deshalb sei es notwendig, für den 
^arnpf gegen das Verbrechen das gegen- 

ärtige gesetzliche Handwerkszeug zu 
berprüfen und insbesondere bei der Ab- 
ehr der organisierten Kriminalität in den 

, deichen Geldwäsche, Korruptions- 
ekämpfung uncj gewalttätiger Extremis- 

, Us die staatlichen Möglichkeiten zu ver- 
lern. Dazu gehöre ebenso, daß die gel- 
nde Kronzeugenregelung zur Gewin- 

. 'Jg von Erfahrungen verlängert und das 
,. hören von Gangsterwohnungen ermög- 

nt werde. Die Koalitionsvereinbarung, 
e für den Beginn des kommenden Jahres 
Sprechende Aktivitäten ankündigte, 
ache deshalb die sofortige Aufnahme 
n Gesprächen zwischen den Koalitions- 

f ^nern über diese wichtigen Punkte er- 
(j    er|ich, um sich einvernehmlich an die 

filierte Arbeit zu begeben. 

Gleich wichtig ist für Innenminister 
Kanther die schnelle Verabschiedung des 
bereits im Bundestag liegenden BKA-Ge- 
setzentwurfs, der die zentrale Strafverfol- 
gungsbehörde mit der modernsten Rechts- 
grundlage ausstatte. In den gleichen Zu- 
sammenhang gehöre die Fortentwicklung 
von Europol, um in einer zusammenwach- 
senden Welt auch die Strafverfolgung 
mindestens in Europa eng zu verzahnen. 

Bundesinnenminister 
Manfred Kanther vor den 

Innenpolitikern der 
CDU/CSU-Fraktion im 
Deutschen Bundestag 

Von herausragender Bedeutung ist für den 
Bundesinnenminister das Zusammenwir- 
ken von Bund und Ländern. Unter den 
stark veränderten Gegebenheiten der Inne- 
ren Sicherheit und der Verbrechens- 
bekämpfung könne sich der „sicherheits- 
politische Föderalismus in Deutschland 
nur bewähren", wenn Bund und Länder 
bewußt und gezielt miteinander wirkten. 
Dazu gehöre auch die bundeseinheitliche 
Anwendung des Ausländerrechts, das an- 
gesichts des hohen Anteils ausländischer 
Straftäter in der Verbrechensbekämpfung 
einen wichtigen Platz einnehme. Ebenso 
sei von herausragender Bedeutung die 
ständige Verbesserung der Arbeit des Bun- 
desgrenzschutzes, der vor allem die Auf- 
gabe der Grenzsicherung gegenüber uner- 
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laubter Zuwanderung und Abwehr grenz- 
überschreitender Kriminalität mit wach- 
sendem Erfolg bewältige. Auch das inter- 
nationale Handwerkszeug des „Schengen- 
Vertrags" müsse ständig fortentwickelt 
und auf weitere Partnerstaaten ausgedehnt 
werden. 

Kanther bedankte sich bei den Parlamen- 
tariern der Union dafür, daß die finanziel- 
len Aufwendungen für die Bundespolizei 
in den vergangenen Jahren stark zugenom- 
men hätten und damit ein rühmliches Bei- 
spiel dafür bildeten, wie die Bundes-Ko- 
alition mit praktischen Taten und nicht mit 
leeren Versprechungen arbeite. Der Bun- 
desinnenminister kündigte für die Bundes- 
polizei sowohl in personeller wie ausstat- 
tungsmäßiger Hinsicht auch für die kom- 
menden Jahre noch wachsenden Bedarf 
an. 

„Innerer Frieden ist noch mehr als In- 
nere Sicherheit", erklärte der Bundesin- 
nenminister. Er erinnerte damit an die 
großen Erfolge bei der Zurückführung des 
Asylmißbrauchs auf der Basis des neuen 
Asylrechts. Die Arbeit daran sei noch lan- 
ge nicht zu Ende, denn mit weiterhin ca. 
120.000 Asylbewerber pro Jahr bei einer 
nur ca. lOprozentigen Anerkennungsquote 
sei der Mißbrauch immer noch beträcht- 
lich. Aber die Rückführung dieser Zahl 
von 430.000 im Jahre 1992 auf jetzt 
120.000 stelle eine große Leistung der 
deutschen Politik und aller damit befaßten 
Behörden von Bund und Ländern dar. Er- 
folge in Zukunft hingen davon ab, daß ei- 
ne einheitliche Anwendung dieses Rechts 
in allen seinen Bausteinen gesichert blei- 
be. Dies sei die einzige Gefahr dafür, daß 
nicht in Zukunft wieder über unkontrol- 
lierbare Zuwanderungsbewegungen der 
Mißbrauch zunehme und den Unmut der 
Bevölkerung auf radikale politische Kräfte 
leite. Kanther erklärte, die Bundesregie- 
rung arbeite mit großem Nachdruck an der 
Vorbereitung des vor dem Bundesverfas- 

sungsgericht anhängigen Prozesses zur 
Verteidigung aller Grundelemente des 
Asylkompromisses, „von denen keines 
entbehrt werden kann". In diesen Zusam- 
menhang gehöre auch, praktische 
Schwachstellen zu beseitigen, weshalb ei- 
ne Veränderung des Asylbewerberlei- 
stungsrechts aufgrund der in den letzten 
zwei Jahren gewonnenen Erfahrungen 
gemäß den Vorschlägen des Bundesge- 
sundheitsministers sehr wichtig sei. 

Kanther bekräftigte seine Absicht, die 
Koalitionsabsprachen für ein neues Staats- 
angehörigkeitsrecht einschließlich der 
Schaffung einer Kinderstaatszugehörigkeit 
für Ausländerkinder zielstrebig umzuset- 
zen. Dabei müsse aber der Zusammen- 
hang zwischen dem Staatsangehörigkeits- 
und dem allgemeinen Ausländerrecht im- 
mer beachtet werden. Es gebe keinen An- 
laß, die Grundzüge des deutschen Staats- 
angehörigkeitsrechts in Richtung „Ein- 
wanderungsland" zu verändern. Eine der 
großen Aufgaben der deutschen Innenpo'1' 
tik sei es, das Zusammenleben der Deut- 
schen mit jetzt ca. 7 Millionen Ausländern 
nach dem großen Zustrom der letzten }<&' 
re zu festigen, Integrationsangebote für 
die dazu bereiten Ausländer zu machen 
und die weitere Zuwanderung aus Nicht- 
EU-Ländern gering zu halten. 

Für ein EU-einheitliches 
Flüchtlings- und Asylrecht 

Dazu gehöre auch, daß die Bundesregie' 
rung unablässig auf europäischer Ebene 
bei den Partnerstaaten dafür werbe, ein 
EU-einheitliches Flüchtlings- und Asyl" 
recht zu schaffen und insbesondere auch 
für zukünftige Bürgerkriegssituationen m 
dadurch ausgelösten Wanderungsbewe- 
gungen für eine gerechte Beteiligung a" 
EU-Länder an dieser neuen, schlimmen 
Weltproblematik zu sorgen. 
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nAls „zweiten Schwerpunkt" der Le- 
• gislaturperiode bezeichnete 

Kanther die intensive Arbeit rund um den 
Arbeitstitel „Schlanker Staat". Hier gehe 
es auf vielen Feldern darum, Überhand ge- 
nommene Bürokratie abzubauen, überlan- 
ge Verwaltungs- und Gerichtsverfahren zu 
straffen, Freiheitsräume für Bürger und In- 
Vestoren zu eröffnen und damit den Stand- 
ort Deutschland auch wirtschaftlich zu 
^äftigen. Dazu gehöre, die Aufgabenstel- 
lung und den Umfang des öffentlichen 
Dienstes - auch angesichts der Finanznot 
aHer öffentlichen Kassen - zu verringern 
^nd das öffentliche Dienstrecht modernen 
Entwicklungen des Berufs- und Wirt- 
Schaftslebens anzupassen. 

Kanther begrüßte es, daß die von ihm vor- 
stellten Eckpunkte zu einer Dienst- 
rechtsreform im Beamtenbereich die Zu- 
stlmmung der Koalitionsfraktionen er- 
geht hätten und damit den Weg freimach- 
.en für „den modernsten Ansatz im öffent- 
lchen Dienstrecht seit Jahrzehnten". Die- 
e Arbeit könne nur im Zusammenwirken 

:)11 den Ländern geleistet werden, die den 
r°ßteil des Personals und der Verwal- 

J^gsaufgaben in ihrer Obhut hätten. Der 
, undesinnenminister verwies darauf, daß 
ereits im ersten halben Jahr der laufen- 
en Legislaturperiode seitens der Bundes- 
§!erung viele Teilbereiche dieser Proble- 
atik zielgerichtet angepackt worden 

p,en, wie z. B. die Beschleunigung von 
enehmigungsverfahren, Statistikproble- 

b6' Haushaltsfragen, Vorbereitung des 
er,'n-Tjmzugs etc. 

^mmission „Schlanker Staat" 

ese Arbeit werde zusammengeführt mit 
y m Ziel sehr konkreter, schneller und in 

Besserungen umsetzbarer Arbeitsergeb- 
nis 
*end 

e in der vom stellvertretenden Vorsit- 
en der Unionsfraktion, Prof. Scholz, 

geführten Kommission „Schlanker Staat". 
Kanther betonte, daß die Bundesregierung 
in diesem Aufgabenbereich entschlossen 
„ernst mache". Es gehe nicht um die bän- 
deweise Produktion neuer Gutachten, son- 
dern um die Vorbereitung ganz konkreter 
Erneuerungsschritte und ihrer schnellen 
Umsetzung in die Praxis. 

Mit liebgewonnenen 
Gewohnheiten brechen 

Der Innenminister bezeichnete dies als 
„Herkules-Aufgabe", die immer besonders 
dann schwierig werde, wenn sie auf Be- 
sitzstände sowohl im öffentlichen Dienst 
wie bei gesellschaftlichen Gruppen stoße. 
Dennoch gehe kein Weg daran vorbei, mit 
liebgewonnenen Gewohnheiten zu bre- 
chen, wenn der Bereich der Staatstätigkeit 
mit Erfolg durchlüftet werden solle. 

Dazu gehört für Kanther insbesondere die 
Verringerung der Zahl der öffentlich Be- 
diensteten. Die Durchforstung der Stellen- 
pläne, der Behördenstrukturen, des Aufga- 
benzuschnitts und von Behördenstandor- 
ten sei deshalb für jedes Ressort und res- 
sortübergreifend - darüber hinaus auch bei 
Ländern und Kommunen - eine Dauerauf- 
gabe für die nächsten Jahre. Der Berlin- 
Umzug biete dafür eine besondere Chance 
auf Bundesebene. Mit dem zur Jahreswen- 
de erwarteten „Versorgungs-Bericht" wer- 
de sich die Bundesregierung der gesamt- 
gesellschaftlichen Problematik der Versor- 
gungslasten auch für den öffentlichen 
Dienst stellen. 

Kanther nannte das Arbeitsprogramm der 
Koalition für die nächsten drei Jahre „ge- 
waltig, richtig, schnell begonnen und eini- 
gungsfähig - nicht nur in der Koalition, 
sondern auch mit allen politischen und ge- 
sellschaftlichen Kräften, die es mit der in- 
nenpolitischen Problematik wirklich gut 
und ernst meinen". • 
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Mehr Mut zur Partnerschaft! 
Seit dem Grundsatzbeschluß auf dem 

letzten Parteitag in Bonn sind zahlrei- 
che Initiativen von einzelnen Mitgliedern, 
von Kreis- und Landesverbänden, von 
Ortsverbänden und Bezirkstagungen ge- 
startet worden, um Überzeugungsarbeit zu 
leisten, um die Mehrheiten für die 
Quorumsregelung auf dem Parteitag in 
Karlsruhe sicherzustellen. Wir wissen, daß 
manche Frauen und Männer, die lange 
Zeit gegen eine Quote argumentiert haben, 
inzwischen konsequente Verfechter der 
von der CDU favorisierten Quorumsrege- 

Rita Süssmuth: 

geringen Fortschritte, die wir mit Appellen 
und Selbstverpflichtungen in dieser Frage 
erzielt haben, noch immer Verantwortliche 
und Mitglieder der CDU der Meinung 
sind, es sollte bei Appellen und Überzeu- 
gungsarbeit bleiben, ganz zu schweigen 
von den erklärten Gegnern einer Quoten- 
oder Quorumslösung. 
Das Medienecho auf den Grundsatzbe- 
schluß des letzten Parteitags zur Quote 
war beachtlich. Dieser Beschluß sei längst 
überfällig gewesen, war der Tenor der 
meisten Kommentare. Die über Wochen 

Von der Selbstverpflichtung 
zum Quorum 

lung sind. CDU-Kreisverbände und ihre 
Vorsitzenden gehen mit Phantasie und 
Entschlossenheit zu Werk, um tüchtige 
Frauen in die Parteiarbeit einzubinden, um 
Mitglieder zu werben, um praktische Lö- 
sungen zu finden, die Frauen echte Chan- 
cen einräumen. 
Andererseits wissen wir auch, daß seit 
dem Essener Parteitag 1985 und trotz der 

Ohne die Verpflichtung zu ei- 
nem solchen Quorum werden 
wir nie zu einem höheren 
Frauenanteil in Amtern und 
Mandaten kommen. 

Rita Süssmuth 

geführte öffentliche Diskussion hat ganz 
wesentlich die Meinungsbildung beein- 
flußt. Nach dem Parteitag stellte ein Mei' 
nungsforschungsinstitut fest, daß mehr a's 

die Hälfte der Befragten sich für eine 
Quotenregelung in der Politik zugunsten 
von Frauen aussprachen. Bereits 1949 in 
Recklinghausen war die Beteiligung von 
Frauen in der CDU ein Thema. Konrad 
Adenauer wollte schon damals, daß 
20 Prozent der Mandate von Frauen wahr' 
genommen werden. 
Eine Quorumsregelung kann nicht alles 
sein, aber alles, was darüber hinaus erfc>r' 
derlich ist, nämlich das rechtzeitige An- 
sprechen von Frauen vor Vorstandswahje 
und vor Nominierungen für Mandate, di 
Schulung von Frauen für die Übernahme 
politischer Ämter, die familienfreundlicn 
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Gestaltung von politischer Arbeit, das 
aufgreifen von Themen, die Frauen inter- 
essieren, - alles das wird seit vielen Jäh- 
ren gefordert und zum Teil auch umge- 
setzt. Doch vieles blieb auch unerledigt. 

*& muß uns allen klar sein, welches Bild 
Jjon der Volkspartei CDU entstünde, wür- 
?e die jetzt vorgesehene „kleine Lösung" 
flln zu mehr Verbindlichkeit scheitern. In- 
ernational werden z. B. von der Interpar- 
lanientarischen Union Quoten von minde- 
stens 40 Prozent im Ergebnis gefordert, 
davon ist der Vorschlag des CDU-Bundes- 
vorstandes weit entfernt. Für die CDU ist 
^rbindlichkeit für ein Drittel der abzuge- 
ben Stimmen vorgesehen, das Aus- 

wahlrecht bleibt unangetastet. 

^icht verschieben 
le CDU kann es sich als moderne Volks- 

partei nicht leisten, die nächsten Schritte 
Ur Gleichstellung von Frauen in der 
artei aufs nächste Jahrtausend zu ver- 

hieben. 

!*lr brauchen jetzt Frauen und Männer in 
^r CDU, die ein letztlich selbstverständli- 
^es Recht der Frauen auf angemessene 
ertretung in einer repräsentativen Demo- 
te durch eine verbindliche Regelung 
•nfordern und dafür kämpfen. 

Frauenbeteiligung 
lohnt sich 

Beispiel: Frauen im 
CDU-Ortsverband Erpel 
(Rheinland-Pfalz) 
Bei den letzten Kommunalwahlen ha- 
ben die Wählerinnen und Wähler den 
weiblichen Kandidaten der CDU in Er- 
pel beste Stimmergebnisse verschafft. 
Durch ihre aktive Arbeit auf allen Ebe- 
nen und im vorpolitischen Raum haben 
die Erpeler CDU-Frauen einen hohen 
Bekanntheitsgrad in der Bevölkerung. 
Im Verbandsgemeinderat Unkel hat die 
CDU 13 Sitze, davon sind 5 mit Frauen 
besetzt = 38,4 Prozent. 
Aber auch in der Partei sind die Frauen 
maßgeblich beteiligt: Die Vorsitzende 
des CDU-Ortsverbands und die stell- 
vertretende Vorsitzende sind Frauen: 
Cilly Adenauer und Hildegard Sieberz 
haben das Heft in der Hand. Auch von 
den 8 Beisitzern sind 3 Frauen 
(37,5 Prozent). 
Von den 9 Sitzen der CDU im Ortsge- 
meinderat sind 3 mit Gemeinderätinnen 
besetzt (33 Prozent). Hier zeigt sich 
ganz klar: auch auf Ortsverbandsebene 
kann das Frauen-Drittel erfüllt werden. 

BW zu einer von Herbert Reul ini- 
tierten Veranstaltung im Landtag 

^ar ich erklärte Quotengegnerin. Ich 
habe lange überlegt, wie sich die Si- 
tuation von Frauen und damit auch 
das Image von CDU und JU verbes- 
Sem läßt. Aber mir ist offen gestanden 
keine schlüssige Antwort außer der 
bindenden Selbstverpflichtung oder ei- 
ner „Quasi Quote" eingefallen. Alle 
anderen denkbaren Möglichkeiten zur 
r rauenförderung sind längst beschlos- 
sen und ohne sichtbaren Erfolg geblie- 

ben. Wir können uns in CDU und JU 
nicht mehr leisten, auf die Mitarbeit 
von Frauen, insbesondere junger 
Frauen, zu verzichten. Die Mehrheits- 
fähigkeit unserer Partei und die Über- 
lebensfähigkeit aller Vereinigungen 
hängen entscheidend davon ab, ob wir 
es wieder schaffen, von Frauen aller 
Altersgruppen akzeptiert, unterstützt 
und gewählt zu werden. 

Doris Schneider-Bodien (30), 
stellv. JU-Landesvorsitzende NRW 
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Zwei Leitfäden für die Zielgruppenarbeit mit Frauen: 

Wie gewinne ich Mädchen und Frauen 
für die politische Arbeit? 

Mehr als die Hälfte der Bevölke- 
rung sind Frauen (knapp 52 Pro- 
zent). Mehr als die Hälfte der 
Wahlberechtigten sind Frauen. 
Für den Wahlerfolg der Union 
haben Frauen daher eine ganz 
wesentliche Bedeutung. Welche 
Veranstaltungsformen bevorzu- 
gen Frauen? Wie interessiere 
ich Frauen für die politische Ar- 
beit vor Ort? Diese und viele 
Fragen mehr beantwortet der 
Leitfaden 
„Politik weiblich - 
Themen, Tips und Taten" 
Der Leitfaden für die Ziel- 
gruppenarbeit mit Frauen ist 
unter der Bestell-Nummer 
4602 im 10er-Pack zum 
Preis von 15, - DM erhältlich bei 

IS-Versandzentrum 
Postfach 1164 
33759 Versmold 
Fax:(054 23)41521 

Mit Pep und Ideen: 

Neue Gesichter 
für die 
Junge Union! 
„Mädchen und Frauen sind sehr 
wohl politisch, selten jedoch 
staatsmännisch." Schon allein in 
dieser Begrifflichkeit sehe man, 
daß es kaum Frauen in herausge- 

hobenen politischen Funktionen 
gebe. So heißt es in dem Leitfaden 
für die Arbeit mit jungen Frauen, 
herausgegeben von der Jungen 
Union Baden-Württemberg. Der 
Leitfaden bietet Anregungen für die 
Verantwortlichen in Orts- und 
Kreisverbänden, wie weibliche Mit- 
glieder gewonnen werden können, 
und enthält Ideen zur Einbindung 
junger Frauen in die Arbeit vor Ort- 

Bezugsadresse: 
Landesverband der Jungen Union 
Baden-Württemberg 
Arbeitskreis „Junge Frauen" 
Hasenbergstr. 49 b 
70176 Stuttgart 
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Bundesfrauenministerin Claudia Nolte: 

Neue Perspektiven und Maßstäbe 
für Gleichberechtigung 

^um Abschluß der 4. Weltfrauenkonferenz 
^ 15. September in Peking erklärte 
Bundesfrauenministerin Claudia Nolte: 
j^e 4. Weltfrauenkonferenz war ein Er- 
°lg- Es ist gelungen, die Aufmerksamkeit 

Qer Weltöffentlichkeit auf die Belange von 
rauen zu richten. Ich fand beein- 

druckend, mit welcher Intensität und Kon- 
zentration Frauen hier in Peking gearbeitet 
Jaben. Das wird die Motivation und Soli- 
dität von Frauen weltweit stärken. 

^es war, nach einer Reihe von Weltgip- 
^'n und Konferenzen - von Rio über 
V:airo bis Kopenhagen - für die Frauen 
!eser Welt die wichtigste Konferenz. Es 

§elang in Peking, vieles, was in früheren 
^°nferenzen verhandelt und beschlossen 

Urde, auf die spezifischen Situationen 
°n Frauen und die Gleichberechtigung 

. °n Frau und Mann zu konzentrieren und 
^einzelnen Bereichen über das früher Er- 

lchte hinauszugehen: 

. Erstmals ist das Konzept der sexuellen 
, e,bstbestimmung der Frau festgeschrie- 
er> und definiert worden; 

niemals zuvor ist Gewalt gegen Frauen 
umfassend und eindringlich benannt 

nd gebrandmarkt worden; 
.die Konferenz wird Frauen den Weg be- 

, lten, besser und leichter in Entschei- 
,Ungspositionen in Politik, Wirtschaft und 

^Seilschaft aufzusteigen. 
, •" der Konferenz gab es Befürchtungen, 

o    es einzelnen Staaten und Gruppen von 
hcuften §enngen könnte, Kairo zu unter- 

n,en. Deshalb war es wichtig, daß wir in 

keinem Punkt hinter das zurückgegangen 
sind, was bei früheren Konferenzen bereits 
erreicht wurde. Ich erwähne nur die Dis- 
kussionen über die Menschenrechte und 
den Versuch, sie kulturell zu relativieren. 
Die Europäische Union hat auf dieser 
Konferenz mit einer sehr komplizierten 
und umfangreichen Verhandlungsmaterie 
eine bedeutende Rolle gespielt. Sie war ei- 
ner der Hauptverhandlungspartner der 
Gruppe der 77, die auf allen VN-Konfe- 
renzen die große Mehrheit stellt. Ich 
möchte an dieser Stelle der spanischen 
EU-Präsidentschaft ausdrücklich für die 
Mühe und Umsicht in den nicht immer 
leichten Verhandlungen danken. Sie hat ei- 
nen konstruktiven Beitrag zum Erfolg die- 
ser Konferenz geleistet. Mein Dank gilt 
auch allen Mitgliedern der deutschen De- 
legation, die in hervorragender Weise die 
Verhandlungen geführt haben. Besonders 
freute mich, daß 80 Prozent der Delegati- 
onsmitglieder Frauen waren. 

Für mich war entscheidend, daß es uns ge- 
lang, deutsche Anliegen in der Aktions- 
plattform zu verankern. Folgende Punkte 
möchte ich besonders erwähnen: 
• Ein zentrales deutsches Anliegen war 
die Sicherung der Menschenrechte für alle 
Frauen. Dies konnte nach dem Vorbild der 
Wiener Menschenrechtskonferenz ohne 
Relativierung durch Kultur und Religion 
durchgesetzt und festgeschrieben werden. 
• Das Thema Gewalt gegen Frauen als 
Menschenrechtsverletzung lag mir beson- 
ders am Herzen. Es ist ein Erfolg, daß in 
der Aktionsplattform die gesamte Dirnen- 
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sion von Gewalt gegen Frauen benannt 
und gegeißelt wird und Maßnahmen zum 
Abbau aufgezeigt werden. 
# Das Konzept der sexuellen Selbstbestim- 
mung der Frau konnte verankert werden. 

# Die Eindeutigkeit, mit der der gleichbe- 
rechtigte Zugang von Frauen in Positionen 
von Verantwortung und Entscheidung in 
der Aktionsplattform eingefordert wird, 
gibt mir Hoffnung. Dies ist besonders für 
uns in Deutschland entscheidend. 

• Die Armut der Frauen, vor allem in 
Entwicklungsländern, behindert immer 
noch ihren Zugang zu Bildung, Land, 
Eigentum, Krediten, Beschäftigung und 
wirtschaftlicher Unabhängigkeit. Die 
Plattform verlangt, daß Frauen bei der Pla- 
nung und Durchführung von Projekten 
und Programmen mit ihrer besonderen 
Verantwortung einbezogen werden sollen. 

• Gerade für mich, aus der ehemaligen 
DDR kommend, war wichtig, daß auch 
die schwierige Situation der Frauen in den 
mittel- und osteuropäischen Übergangs- 
ländern berücksichtigt und benannt wurde. 

Jetzt müssen Taten folgen 

Der Erfolg dieser Konferenz wird daran 
gemessen werden, inwieweit uns die Um- 
setzung der Aktionsplattform gelingt. Da- 
zu bedarf es des Zusammenwirkens aller 
gesellschaftlichen Kräfte, insbesondere 
auch der deutschen Nichtregierungsorga- 
nisationen, die sich auf dem NRO-Forum 
und als Mitglieder der offiziellen deut- 
schen Delegation durch Energie und Sach- 
kunde ausgezeichnet haben. Allen NGOs 
möchte ich an dieser Stelle noch einmal 
für ihre engagierte Mitarbeit sehr herzlich 
danken. Anfang nächsten Jahres werde ich 
eine nationale Nachbereitungskonferenz 
einberufen, um an der Umsetzung der Be- 
schlüsse von Peking weiterzuarbeiten. 
Den Worten müssen jetzt Taten folgen. 

Peking war ein Erfolg 
Zum Ergebnis der 4. Weltfrauenkon- 
ferenz in Peking erklärte die Vorsit- 
zende der Arbeitsgruppe der Frauen 
der CDU/CSU-Bundestagsfraktion, 
Bärbel Sothmann: 

Allen Unkenrufen zum Trotz: Peking war 
ein Erfolg. Mit der Aktionsplattform von 
Peking wurde ein wichtiges Strategie- 
dokument zur Verbesserung der Situation 
von Frauen verabschiedet: 
• Frauenrechte wurden als Menschen- 
rechte anerkannt - Gewalt gegen Frauen 
wird als Menschenrechtsverletzung verur- 

Jetzt geht es darum, die 
Beschlüsse der Aktionsplattform 

auch umgehend umzusetzen: 
Jetzt muß gehandelt werden. 

teilt; das Recht auf sexuelle Selbstbestim' 
mung wurde festgeschrieben. 
• Echte Entwicklung ist ohne die gleich- 
berechtigte Beteiligung von Frauen un- 
denkbar - echte Partnerschaft zwischen 
Männern und Frauen ist hierfür notwendi' 
ge Voraussetzung. 
Auf diesen Grundsätzen aufbauend, wur- 
den konkrete Handlungsstrategien für die 
Bereiche Menschenrechte, Gewalt gegen 
Frauen, Armut, Ausbildung, Arbeitslosig; 
keit, Gesundheit, Beteiligung an Entsche»' 
dungsprozessen festgelegt. 
Wenn man bedenkt, daß zu Beginn der 
Konferenz noch 40 Prozent des Textes der 
Aktionsplattform in Klammern, das heiß1 

zur Disposition, standen, übertrifft das Br 

gebnis alle Erwartungen. Die Befürch- 
tung, Peking könne ein Rückschlag hinte 

die Erfolge der letzten frauenpolitisch re- 
levanten UN-Konferenzen (Wien und 
Kairo!) werden, hat sich glücklicherweis 
nicht bewahrheitet. 



£ORUM ZUKUNFT' UiD 28/1995 • Seite 15 

Umwelttechnologie - 
Chance für neue Arbeitsplätze 

^uf dem Symposium „Forum Zukunft" 
aes Verbandes der Chemischen Indu- 
strie (VCI) in München erklärte der 
Bundesminister für Bildung, Wissen- 
schaft, Forschung und Technologie, 
Jurgen Rüttgers: 

^je deutsche Wirtschaft ist - als Anbieter 
. le als Anwender - führend im Bereich 
Industrieller Umwelttechnik. Vieles setzt 
ber am Ende der Produktionsprozesse an: 
chadstoff-Filter, Abwasserreinigung, 

/•üllbeseitigung. Das ist wichtig, aber wir 
buchen auch Innovationen für vorbeu- 

genden Umweltschutz. Wir müssen uns 
0fri nachsorgenden Umweltschutz ver- 

, ärkt hin zu vorsorgenden Maßnahmen 
be*egen. 

d
ü diesem Ansatz des produkt- und pro- 

d
uKtionsintegrierten Umweltschutzes hat 
le Bundesregierung im vergangenen Jahr 

j^n eigenes Förderprogramm aufgelegt. 
as Bundesministerium für Bildung, Wis- 

j Schaft, Forschung und Technologie 
I  2t 1995 für die Förderung der Entwick- 
^n§ von Umwelttechnologien rd. 300 
y "honen Mark ein. Die Forschung zur 
^rneidung und Verringerung von Um- 
o e'lbelastungen wird als Querschnittsauf- 
^e 1996 mit fast 2 Milliarden DM unter- 

tz*- Allein für die Projektförderung 

Richtigstellung 
ln die Darstellung des Modells der 
Jungen Union, nach dem der Laden- 
schluß liberalisiert werden soll (UiD 
^8/95, Seite 30), hat sich ein Fehler 
®lngeschlichen. Es muß richtig 
Reißen: An Werktagen sollen die Lä- 

en uneingeschränkt geöffnet sein. 

stellt das BMBF 1996 377 Millionen DM 
zur Verfügung. Die Mittel für den produk- 
tionsintegrierten Umweltschutz wachsen 
überproportional. 

Umweltschutz wird zu einem immer wich- 
tigeren Faktor für die Beschäftigung. Heu- 
te sind bereits rund 680.000 Menschen im 
Umweltschutz tätig, oder ihre Arbeitsplät- 
ze hängen von der Nachfrage nach Um- 
weltschutzgütern ab. Nach aktuellen Pro- 
gnosen könnten es im Jahr 2000 mehr als 
1,1 Millionen sein. Das Weltmarktvolu- 
men bei Umweltschutzgütern betrug 1990 
200 Milliarden US-Dollar. Zur Jahrtau- 
sendwende werden es voraussichtlich 300 
Milliarden sein. Mit über 20 Prozent hal- 
ten deutsche Unternehmen den höchsten 
Anteil am Weltexport umweltschutzrele- 
vanter Güter. Unser Ziel ist es, diese her- 
vorragende deutsche Position zu sichern 
und weiter auszubauen. 

Ich appelliere an die gemeinsame Verant- 
wortung aller bei der Realisierung einer 
zukunftsfähigen Entwicklung unserer In- 
dustriegesellschaft. Nach meinem Ver- 
ständnis ist das Gebot zu „Sustainable De- 
velopment" nicht mehr und nicht weniger 
als ein kategorischer Imperativ der Zu- 
kunft: Handele so, daß Zukunft auch für 
nachfolgende Generationen möglich ist. 

Sonnabends und vor Feiertagen setzt 
der Ladenschluß ab 18.30 Uhr ein. 
Direkt an Sonn- und Feiertagen blei- 
ben die Geschäfte geschlossen, und 
an Montagen und nach Feiertagen 
sollen die Verbraucher ab 6 Uhr mor- 
gens wieder einkaufen können. 
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Jahressteuergesetz 1996: 

Prioritäten für Aufschwung Ost 
Auch in den kommenden Jahren hat der 
Aufbau in den neuen Bundesländern 
Vorrang vor dem Aufbau West. Den er- 
folgreich begonnenen wirtschaftlichen 
Wandel wollen wir konsequent fortset- 
zen, um den Menschen Perspektiven auf 
sichere Arbeitsplätze zu eröffnen. Dies 
setzt eine leistungsfähige Wirtschaft und 
einen gut ausgebauten Mittelstand vor- 
aus. 
Im Jahressteuergesetz 1996 haben wir des- 
halb eine Verbesserung der Fördermaß- 
nahmen verwirklicht. Allein 1998 wird die 
Wirtschaft in den neuen Bundesländern 
mit elf Milliarden DM zusätzlich geför- 
dert. Was bringt das Jahressteuergesetz 
den neuen Bundesländern? 

1. Einkommensteuergesetz und 
Fördergebietsgesetz: 

• Befristete Ausdehnung der steuerneu- 
tralen Wiederanlage betrieblicher Ver- 
äußerungsgewinne auf den Erwerb von 
Anteilen an mittelständischen Kapitalge- 
sellschaften in den neuen Ländern und 
Kapitalbeteiligungsgesellschaften, die sich 
an mittelständischen Unternehmen in den 
neuen Ländern beteiligen (§ 6 b EStG). 
• Verlängerung der von 50 Prozent auf 40 
Prozent gesenkten Sonderabschreibungen 
für Ausrüstungsinvestitionen in den neuen 
Ländern für die Jahre 1997 und 1998. 
• Einbeziehung der Ausrüstungsinvesti- 
tionen der mittelständischen Unternehmen 
des verarbeitenden Gewerbes in West-Ber- 
lin ab 1996. 
• Verlängerung der Sonderabschreibun- 
gen für Betriebsgebäude im verarbeiten- 

den Gewerbe von 40 Prozent bei eigenbe- 
trieblicher Nutzung und 20 Prozent bei 
fremdbetrieblicher Nutzung für die Jahre 
1997 und 1998. 
• Einbeziehung eigengenutzter gewerbli* 
eher Bauten mittelständischer Unterneh- 
men des verarbeitenden Gewerbes in 
West-Berlin ab 1996. 
• Verlängerung der Sonderabschreibun- 
gen für Betriebsgebäude in den üblichen 
Wirtschaftsbereichen mit 20 Prozent für 
die Jahre 1997 und 1998. 
• Verlängerung der von 50 Prozent auf 
25 Prozent gesenkten Sonderabschreibun- 
gen für den Mietwohnungsbau für die Ja*1' 
re 1997 und 1998. 
• Verlängerung der von 50 Prozent auf 
40 Prozent gesenkten Sonderabschreibun- 
gen für Modernisierung und Sanierung 
von Gebäuden in den neuen Ländern für 
die Jahre 1997 und 1998. 
• Verlängerung des Sonderausgabenab- 
zugs für die Modernisierung und Sanie- 
rung selbstgenutzten Wohneigentums tf> . 
den neuen Ländern für die Jahre 1997 un 
1998. 
• Steuerermäßigung für Darlehen zur 
Verstärkung des haftenden Kapitals von 
kleinen und mittleren Betrieben in den 
neuen Ländern für die Jahre 1996 bis 
1998. 

2. Investitionszulagengesetz 

• Verlängerung der Frist für Fertigste!-• 
lung von Investitionen, die vor dem 1- 
1994 begonnen wurden, für die Invest»^ 
onszulage von acht Prozent und zwei J 
re bis Ende 1998. 
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• Verlängerung der Investitionszulage 
^°n fünf Prozent nur für das verarbeiten- 
den Gewerbe für die Jahre 1997 und 1998. 
• Verlängerung der Investitionszulage 
^°n zehn Prozent für den Mittelstand in 
den Jahren 1997 und 1998. 

• Einbeziehung des kleinflächigen Han- 
eis in die Investitionszulage von zehn 

JJozent ab 1996. Um kleinen und mittleren 
^roß- un(j Einzelhandelsbetrieben in den 
euen Ländern die Finanzierung der Wah- 

JJng ihrer Wettbewerbsfähigkeit durch not- 
endige Investitionen zu erleichtern, wer- 
en sie ab 1996 wieder in die Investitions- 
ulage einbezogen. Sie gilt für ein Investi- 
'°nsvolumen von höchstens 250.000 DM 

Pr° Betrieb und Jahr, wenn die Anzahl der 
. rbeitnehmer nicht mehr als 50 beträgt. 
P'erdurch wird ein Beitrag zur Wiederbe- 
ebung der Innenstädte geleistet. 

Einbeziehung des verarbeitenden Ge- 
lbes von West-Berlin in die Mittel- 

j^ndszulage von zehn Prozent ab 1996. 
£le wirtschaftliche Situation von West- 
ljernn hat sich nach dem Wegfall der Ber- 
j J-Eörderung deutlich verschlechtert und 
• hinter der Entwicklung im Ostteil der 
|. adt zurückgeblieben. Der Westteil Ber- 
Jjsstellt aber für die wirtschaftliche Ent- 
e.lcklung der Region Berlin/Brandenburg 
ni

nen bedeutenden Faktor dar. Der Verei- 
JfUngsprozeß wird jedoch durch das un- 
^ Schiedliche Förderniveau innerhalb der 
tri

e§ion erschwert. Deshalb werden be- 
gliche Investitionen in West-Berlin 

der in die Förderung einbezogen. 
Erhöhung der Grenze für die Besteue- 

rn8"^0 vereinnahmten Entgelten von 
t "-000 DM auf eine Million DM für Un- 
Juh '  ehmer in den neuen Ländern für die 

re 1996 bis 1998. 

ästige Maßnahmen 
%Vpri- 
HiÖ    langerung der Aussetzung der Ver- 

§ensteuer in den neuen Ländern bis 

einschließlich 1998. Gerade hierdurch 
wird der Mittelstand um rund 400 Millio- 
nen DM pro Jahr entlastet. 

• Steuerbefreiung der Grundstücksüber- 
tragung der aufgelösten Treuhandanstalt 
an ihre Nachfolgergesellschaften. 

Den Aufschwung Ost 

gezielt fördern. 

SPD darf eine Reform 

nicht langer verzögern. 

Mit der Straffung und Konzentration der 
Fördermaßnahmen leisten wir einen ent- 
scheidenden Beitrag, die industrielle Basis 
zu stärken, und den leistungsfähigen Mit- 
telstand weiter voranzubringen. Zugleich 
tragen wir damit dem Grundsatz Rech- 
nung, die Förderung unter Berücksichti- 
gung regionaler und struktureller Gege- 
benheiten zu straffen und auf die Bereiche 
verstärkt zu konzentrieren, die der Förde- 
rung durch den Staat besonders bedürfen: 
Mittelstand und verarbeitendes Gewerbe 
sowie den kleinflächigen Handel - auch 
gerade in Berlin. 
Wir wollen diese Politik zur Stärkung von 
Wachstum und Beschäftigung mit einer 
Reform der Gewerbesteuer konsequent 
fortsetzen. Sie kommt nicht zuletzt auch' 
den neuen Bundesländern zugute. Insbe- 
sondere die Abschaffung der Gewerbeka- 
pitalsteuer liegt im Interesse der neuen 
Bundesländer, zumal sie als Substanzsteu- 
er unabhängig davon zu zahlen ist, ob ein 
Gewinn vorliegt oder nicht. Gerade in den 
neuen Bundesländern ist die Stärkung der 
Eigenkapitalbasis angesagt. Wenn es die 
SPD ernst meint mit dem Aufbau Ost, 
darf sie eine Reform nicht länger verzö- 
gern. Sie ist gefordert, ihre sozialdemo- 
kratischen Scheuklappen abzulegen und 
konstruktiv an der Zukunftssicherung 
und Modernisierung Deutschlands mitzu- 
arbeiten. • 
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Bundesgesundheitsminister Horst Seehofer: 

Aktuelle Finanzentwicklung der 
Krankenkassen zwingt zum Handeln 
Bundesgesundheitsminister Horst See- 
hofer hat anläßlich der Haushaltsdebat- 
te im Deutschen Bundestag am 7. Sep- 
tember die aktuellen Finanzergebnisse 
der gesetzlichen Krankenkassen im 
1. Halbjahr 1995 erläutert: 

Die Finanzentwicklung der gesetzlichen 
Krankenversicherung ist alarmierend. Die 
Krankenkassen hatten im 1. Halbjahr 1995 
ein Defizit von rd. 5,4 Mrd. DM aufzu- 
weisen; davon rd. 4,2 Mrd. DM in den al- 
ten und rd. 1,2 Mrd. DM in den neuen Ln- 
dern. Die Leistungsausgaben der Kranken- 
kassen stiegen in den alten Ländern um 
6,4 Prozent bei einem Anstieg der bei- 
tragspflichtigen Einnahmen von 0,7 Pro- 
zent. In den neuen Ländern betrug der 
Ausgabenzuwachs 12,5 Prozent und der 
Zuwachs der beitragspflichtigen Einnah- 
men 1,8 Prozent. 

Es besteht kein Zweifel: Mit dem Gesund- 
heitsstrukturgesetz ist es gelungen, die 
dramatische Finanzentwicklung des Jahres 
1992 zu stoppen und den rasanten Anstieg 
der Beitragssätze zu bremsen. Die Kran- 
kenkassen konnten durch die Überschüsse 
der Jahre 1993 und 1994 ihre Finanzreser- 
ven wieder auffüllen und das Beitragssatz- 
niveau leicht senken. 1995 - im 3. Jahr 
nach Inkrafttreten des Gesundheitsstruk- 
turgesetzes und im 3. Jahr der Budgetie- 
rung müssen wir jedoch be.eits erkennen, 
daß die Ausgaben der gesetzlichen Kran- 
kenversicherung den Einnahmen wieder 
davonlaufen. Mit zunehmendem Abstand 
vom Inkrafttreten am 1. Januar 1993 ver- 
liert das Gesundheitsstrukturgesetz seine 
Wirksamkeit. Das ist weder neu noch 

überraschend, sondern wurde von der Re- 
gierungskoalition bereits vor drei Jahren 
prognostiziert. Die aktuelle Ausgabenent- 
wicklung unterstreicht eindrucksvoll den 
Handlungsbedarf bei allen Beteiligten im 
deutschen Gesundheitswesen. 

Bei nüchterner Betrachtung des 1. Halb- 
jahres 1995 muß man zu folgenden 
Schlußfolgerungen kommen: 

• Rund die Hälfte des aktuellen Difizits 
haben die Regierungskoalition und SPD' 
Opposition durch das 1989 im parteiübef' 
greifenden Konsens verabschiedete Ren- 
tenreformgesetz gemeinsam zu verantwC-' 
ten. Dieses Gesetz führt in der Kranken- 
Versicherung ab 1995 zu verringerten Bel' 
tragseinnahmen für die Bezieher von Ar- 
beitslosengeld, Arbeitslosenhilfe und Uf 
terhaltsgeld. Gleichzeitig müssen höhere 
Beitragszahlungen der Krankenversiche- 
rung für Krankengeldbezieher an Renten' 
und Arbeitslosenversicherung geleistet 
werden. Bezogen auf das gesamte Jahr 
1995 belastet dies die gesetzliche Kran- 
kenversicherung mit 5 bis 6 Milliarden 
DM. Dem steht zwar eine Entlastung de* 
gesetzlichen Krankenversicherung durejj 
die Pflegeversicherung in der Größenor 
nung von 2 bis 3 Mrd. gegenüber. Da o] 
Pflegeversicherung aber erst am 1. Aprl 

in Kraft getreten ist, wirkt sich dies irn e 

sten Halbjahr 1995 nur in geringem M*0 

aus. 

• Die andere Hälfte des Defizits ist auf 
die bedrohliche Ausgabenentwicklung' 
verschiedenen Leistungsbereichen zur 
zuführen. Der größte Anteil hiervon ist 
eindeutig auf den Krankenhausbereicn 
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^riickzuführen, der rd. ein Drittel der 
^usgaben der gesetzlichen Krankenversi- 
cherung ausmacht. Jeder Prozentpunkt, 
^ den die Krankenhausausgaben Zusätz- 
en steigen, kostet die Krankenkassen im 
!?hr rd. 750 Mio. DM. Für einen großen 
eil der Grundlohnüberschreitung ist aller- 
es auch hier der Gesetzgeber verant- 

wortlich. Nicht zuletzt auf Wunsch der 
Ränder sind hier zahlreiche Ausnahmetat- 
estände im Gesetz verankert worden, die 
in begrenztes Wachstum der Kranken- 

j^sbudgets oberhalb der Löhne und 
ehälter der Versicherten zulassen. 

I le Problemfelder werden in der sektora- 
en Betrachtung besonders deutlich, wenn 

man die Ausgaben des l. Halbjahres nicht 
nur mit den Ausgaben des 1. Halbjahres 
1994 vergleicht, sondern auch den Ausga- 
ben aus dem 1. Halbjahr 1992 gegenüber- 
stellt, dem Jahr vor Inkrafttreten des Ge- 
sundheitsstrukturgesetzes. 
Aus dieser Betrachtung ergibt sich im ein- 
zelnen folgendes Bild: 

• Ärztliche und zahnärztliche Behand- 
lung sowie Verwaltungsausgaben der 
Krankenkassen sind weitgehend im Lot 
mit der Grundlohnentwicklung geblieben. 
• Die Ausgaben für Arzneimittel und 
Zahnersatz liegen auch heute noch unter 
den Werten des 1. Halbjahres 1992. Diese 
Rückgänge hat der Gesetzgeber gewollt. 

Veränderungsraten im 1. Halbjahr 1995 je Mitglied 
im Vergleich zum 1. Halbjahr 1992 in v. H. 

'e<stungsausgaben insgesamt: 

davon: 

* ärztliche Behandlung 
* kons.-chirurg. Zahnbehandlung 
s Zahnersatz 
Arzneimittel 
* "eil- und Hilfsmittel insgesamt 

* orthopädische Hilfsmittel 
% Sehhilfen 
•Hörhilfen 

"Heilmittel, davon: 
* Physiotherap. Leistungen 
* Sonstige Heilpersonen 

* Schwerpflegebedürftigkeit 
Krankenhausbehandlung 
J^esamtförderung/Soz. Dienste 

] ^ankengeld 
* Fahrkosten 
Jvuren 

N. 

alte Länder 

10,71 

etto- Verwaltungskosten 

8,12 
6,43 

-8,06 
-7,81 
25,43 
28,21 
9,16 

33,69 
18,56 
13,74 
73,44 
30,26 
15,72 

131,13 
21,87 
45,58 
37,06 

neue Länder 

45,95 

J^agspflichtige Einnahmen 

8,51 

8,34 

45,86 
26,59 

- 44,32 
37,70 
66,18 
42,74 
29,96 
10,99 

110,51 
114,72 
52,94 

- 15,78 
52,58 
194,24 
120,72 
104,87 
311,19 

41,22 

37,12 
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Allerdings zeigt sich bei Arzneimitteln, 
daß der Sparwille der Beteiligten mit 
größer werdendem Abstand zum Inkraft- 
treten des Gesundheitsstrukturgesetzes ab- 
nimmt. Hier sind vor allem die niederge- 
lassenen Ärzte gefordert, dafür Sorge zu 
tragen, daß das Arzneimittelbudget nicht 
überschritten wird. Letzteres gilt für die 
alten und noch mehr für die neuen Länder, 
in denen die Pro-Kopf-Ausgaben für Arz- 
neimittel bereits im vergangenen Jahr die 
Ausgaben der alten Länder deutlich über- 
schritten und trotzdem im 1. Halbjahr 
1995 einen Zuwachs von 15 Prozent auf- 
zuweisen haben. 

• Probleme bereitet vor allem die Ausga- 
benentwicklung im Krankenhausbereich. 
Er ist im Budgetierungszeitraum nicht nur 
doppelt so stark gestiegen wie der Anstieg 
der beitragspflichtigen Einnahmen, son- 
dern auch doppelt so stark wie der Zu- 
wachs bei den Ärzten. 

• Besonders hohe Steigerungsraten zei- 
gen die Ausgaben für Heilmittel, Hilfsmit- 
tel, stationäre Kuren, Fahrkosten und Ge- 
sundheitsförderung. Bei Heil- und Hilfs- 
mitteln sowie Kuren gibt vor allem die 
Verordnungsweise der Ärzte Anlaß zu Kri- 
tik; bei Hilfsmitteln kommt hinzu, daß 
durch die mangelnde Bereitschaft der 
Krankenkassen, weitere Festbeträge um- 
zusetzen, Anreize für wirksamen Preis- 
wettbewerb häufig unterbleiben. Bei Ku- 
ren und Gesundheitsförderung liegt die 
Verantwortung für extrem hohe Steige- 
rungsraten auch bei den Krankenkassen. 
Auch wenn diese Leistungsbereiche kei- 
nen so großen Anteil am Ausgabenkuchen 
der gesetzlichen Krankenversicherung 
ausmachen, dürfen sich die Kassen nicht 
wundern, wenn diese Entwicklungen in 
der Öffentlichkeit besonders kritisch be- 
leuchtet werden, zumal sich dahinter oft 
Marketingmaßnahmen verbergen. Bei den 
Fahrkosten, für die die Krankenkassen im 
1. Halbjahr 1995 rd. 105 Prozent mehr 

ausgegeben haben als 1992, müssen vor 
allem die Länder und die Kommunen die 
Verantwortung für diese exorbitanten Stei' 
gerungsraten tragen, da sie Vertragsver- 
handlungen und Wettbewerb durch Lan- 
des- und Kommunalrecht weitgehend aus- 
schalten. 

Die Konsequenz aus der aktuellen 
Ausgabenentwicklung und der Ent- 
wicklung der letzten drei Jahre kann 
nur lauten: 

Eine Verlängerung der sektoralen 
Budgetierung - wie von der SPD gefor- 
dert - kann weder die Ausgabenentwick- 
lung besser in den Griff bekommen noch 
die Ungleichgewichte zwischen den Lei- 
stungsbereichen beseitigen. Das zeigt die 
finanzielle Entwicklung im ersten Halb- 
jahr 1995. Wenn wir das Ziel „ambulant 
geht vor stationär" ernst nehmen, dürfen 
wir nicht zulassen, daß der Ausgabenante' 
für die niedergelassenen Ärzte immer ge' 
ringer und für die Krankenhäuser immer 
höher wird. 

_ Bei Arznei- und Heilmitteln, Kuren 
aber auch im Krankenhausbereich sind d' 
Krankenkassen gemeinsam mit ihren Ver' 
tragspartnern aufgefordert, auf strikte Ein 

haltung der Budgets zu achten. Nicht ße1 

tragssatzsteigerungen, sondern Budgets 
haltung heißt das Gebot der Stunde. 

Die besorgniserregende Ausgaben^ 
wicklung vor Auslaufen des dreijährige1! 
Budgetierungszeitraums dokumentiert e 
drucksvoll den Handlungsbedarf für ein 
dritte Reformstufe. Ich habe bereits vor 
Inkrafttreten des Gesundheitsstrukturge' 
setzes darauf hingewiesen, daß eine sol 
Reformstufe erforderlich ist, um auch m 
telfristig die Finanzierbarkeit unseres le 
stungsfähigen Gesundheitswesens bei s 
bilen Beitragssätzen aufrecht zu erhalte • 
Auch die SPD scheint jetzt diesen Re- 
formbedarf zu erkennen. Bislang hat si 
immer behauptet, die Umsetzung des 
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Vorwürfe des Kinderschutzbundes unberechtigt 
Die Vorsitzende der Arbeitsgruppe 
Familie, Senioren, Frauen und 
Jugend der CDU/CSU-Bundestags- 
fraktion, Maria Eichhorn, erklärte 
zu den Forderungen des Kinder- 
schutzbundes: 

Der Kinderschutzbund erhebt anläß- 
lich des Weltkindertages Vorwürfe, die 
in dieser Form nicht hingenommen 
Werden können. Alle familien- und 
kinderpolitischen Leistungen pauschal 
negativ abzustempeln, hilft nicht wei- 
ter. Vielmehr wäre es besonders wich- 
tig, wenn nicht gegeneinander, sondern 
miteinander für Fortschritte zugunsten 
der Kinder gekämpft würde. Ich lade 
den Kinderschutzbund dazu herzlich 
ein. Wir müssen an einem Strang zie- 
hen; Politiker, Verbände, Kirchen, El- 
terninitiativen und Interessengruppen 
sind gefordert. 

Gerade im ersten Halbjahr dieser Le- 
gislaturperiode haben wir unüberseh- 
bar große Anstrengungen unternom- 
men, um die Lebenssitutation von Fa- 
milien und Kindern zu verbessern. Die 
Reform des Familienleistungsaus- 
gleichs mit zusätzlichen 7 Mrd. DM ist 
sin großer Schritt. Die Erhöhung des 
Kindergeldes zum 1. 1. 1996 wird ge- 

gp l allu ' »ciausiuiuciuii- 

*U 1K 
er Sesetzncnen Krankenversicherung 

^dheitsstrukturgesetz sei ausreichend, 
aiich in Zukunft alle Herausforderun- 
der g 

'ösen. 

tret    
Ur die Entwicklung bis zum Inkraft- 

ref en der dritten Stufe der Gesundheits- 
H   jm muß die Selbstverwaltung für ei- 
% Jjegrenzten Zeitraum sicherstellen, 
N P   Ausgabenentw'cklung in Schach 
Au   r°Portionen bleibt. Die Konzertierte 
W°n lm Gesundheitswesen steht des- 

vor der Aufgabe, für die wichtigen 

rade Familien mit niedrigem Einkom- 
men nützen. Bei der Wohnungsbauför- 
derung sind deutliche Familienkompo- 
nenten festgeschrieben worden. Bei 
der Kinderbetreuung werden mit In- 
krafttreten des Rechtsanspruchs auf ei- 
nen Kindergartenplatz zum 1. 1. 1996 
erhebliche Betreuungslücken geschlos- 
sen. Schließlich werden wir die wichti- 
ge und notwendige Reform des Kind- 
schaftsrechts voranbringen. 

Familien sehr ernst nehmen 

Ich will keinesfalls die Probleme und 
gesellschaftlichen Defizite verharmlo- 
sen. Eine Weltuntergangsstimmung zu 
zeichnen, halte ich jedoch für verfehlt. 
Wir müssen die Familien sehr ernst 
nehmen, die sich gegenüber Singles 
und gutverdienenden Ehepaaren ohne 
Kinder benachteiligt fühlen. Wir müs- 
sen die kinderbezogenen gesellschaft- 
lichen Rahmenbedingungen verbes- 
sern, sie aber auch von den Mitbürge- 
rinnen und Mitbürgern stärker einfor- 
dern. Politik für Kinder muß in Orien- 
tierung an den Veränderungen in der 
Gesellschaft erfolgen. 

Ausgabenbereiche zu Empfehlungen für 
das Jahr 1996 zu kommen, die alle Betei- 
ligten in die Pflicht und in die Verantwor- 
tung für konkrete Ausgabenbegrenzungen 
nehmen. 

Im übrigen hält die Koalition an 
ihrem Fahrplan für die dritte Stufe der Ge- 
sundheitsreform fest. Bis Ende des Jahres 
wird in enger Abstimmung mit allen Be- 
teiligten des Gesundheitswesens ein Ge- 
setzentwurf vorgelegt, der zum 1. Juli 
1996 in Kraft gesetzt werden soll. I 
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Die Erweiterung der 
Europäischen Union nach Osten 

- Chancen und Risiken - 

Das geeinte Europa ist unverzichtbarer 
Kern einer stabilen Friedens- und 

Freiheitsordnung. Für die CDU/CSU- 
Gruppe in der EVP-Fraktion des Europäi- 
schen Parlaments ist die europäische Inte- 
gration unumkehrbar. Die Europäische 
Union muß offen sein für die Staaten Mit- 
tel- und Osteuropas (MOE), um auch für 
diesen Teil Europas Frieden, Sicherheit, 
Wohlstand, Freiheit, Rechtsstaatlichkeit 
und Demokratie zu sichern. 

Eine Erweiterung der Europäischen Union 
nach Osten heißt nicht, daß der Mittel- 
meerraum vernachlässigt wird. Die 
CDU/CSU-Gruppe unterstützt die entspre- 
chenden Beschlüsse des Europäischen 
Gipfels von Cannes. Denn wer sich heute 
in diesen beiden Nachbarregionen der EU 
nicht engagiert, wird in Zukunft die dra- 
matischen Folgen von Instabilität zu tra- 
gen haben. Die Erweiterung der EU nach 
Osten liegt im deutschen und gesamt- 
europäischen Interesse. 

Eine realistische Politik gebietet es, keine 
falschen Erwartungen und Hoffnungen in 
den möglichen Beitrittsstaaten zu unter- 
stützen. So ist es unwahrscheinlich, daß 
die Europäische Union alle beitrittswilli- 
gen MOE-Staaten zur gleichen Zeit auf- 
nehmen kann. Außerdem wird man lange 
Übergangszeiten vorsehen müssen. Die 
CDU/CSU-Gruppe wird sich allerdings 
dafür einsetzen, daß der erste Beitritt eines 
MOE-Staates um das Jahr 2000 stattfinden 
kann. Wir streben darüber hinaus an, daß 
alle EU-Mitglieder auch NATO-Mitglie- 
der werden. Dabei kann die Integration in 

die NATO einer EU-Mitgliedschaft vor- 
ausgehen. 
Notwendig ist, daß die mittel- und osteu- 
ropäischen Staaten die Voraussetzungen 
für einen Beitritt in ihren eigenen Länden1 

schaffen. Die MOE-Staaten können nur 
mit leistungsfähigen Volkswirtschaften oe 

EU beitreten. Das Weißbuch der Europäi- 
schen Kommission, welches die Integral' 

Berliner Erklärung der 
CDU/CSU-Gruppe in der 
EVP-Fraktion des 
Europäischen Parlaments 
anläßlich des Europa- 
politischen Kongresses 

on der assoziierten Staaten in den Binne 
markt zum Ziel hat, sowie der auf dem 
Europäischen Gipfel in Essen verabschie 

dete Fahrplan ist wesentlicher Bestands 
unserer Beitrittsstrategie für diese Staat 

Vertiefung und Erweiterung stehen füru 

in keinem Widerspruch. Voraussetzung 
eine Erweiterung ist aber, daß auch die 
EU reformiert wird. Die Reformkonfere 
1996, welche den Maastrichter Vertrag 
konkretisierend ergänzen soll, ist eine 
wichtige Etappe in diesem Prozeß. Sie 
muß eine effiziente Entscheidungsfmdu 

in der EU sicherstellen und damit die 
Handlungsfähigkeit stärken sowie me& 
demokratische Legitimation und eine 
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nöhung der Transparenz verwirklichen. In 
emem weiteren Schritt ist die Agrar-, Re- 
gional- und Strukturpolitik zu reformieren 
*• einerseits, weil hier seit Jahren ein drin- 
gender Reformbedarf besteht, anderer- 
es, weil sonst bei Neubeitritten das Fi- 
nanzsystem der EU überfordert wird. 

ie Lasten für die Beitritte mittel- und 
.^europäischer Staaten zur Europäischen 

n)on müssen von allen Mitgliedstaaten 
°Jidarisch getragen werden. Die 
L)U/CSU-Gruppe im Europäischen Par- 
Tient fordert eine Finanzreform der EU, 
^ sie befähigt, auch neue Aufgaben zu 
Stillen, und die zu einer gerechteren La- 
enverteilung zwischen den Mitgliedstaa- 

tei1 führt. 

o
chon vor einem Beitritt der mittel- und 

£ Europäischen Staaten ist es wichtig, die 
<>. Sammenarbeit auf dem Feld der inneren 
p^ierheit zu intensivieren. Die 
te ^CSU-Gruppe begrüßt die Fortsehnt- 

est 
^ie hier bisher erzielt worden sind. Die 

. Ien Zahlen zeigen: Durch Europol und 
c,s Schengen-Abkommen ist mehr Si- 
de e eit möglich geworden. Die Anzahl 
*  Straftaten ist zurückgegangen. Aber 

ses reicht noch nicht: Wir müssen zu- 
Mn?en m't unseren Partnern in den 
jr. ^-Staaten die international tätigen 

'fiiinellen genauso effektiv bekämpfen, 
diese ihre Aktivitäten organisieren. 

zur Ostgrenze 

*Uk m als HauPtstadt Deutschlands und 
de "i^ftiger Sitz der Bundesregierung und 
tjv putschen Bundestages wird eine ak- 
^er> K°He im europäischen Einigungspro- 
gre annehmen. Auch die Nähe zur Ost- 
Wic?Ze der EU verpflichtet diese Stadt, 
% 1§e ImPulse fur den Ausbau der Be- 
tien Un§en zu geben. Berlin kann dann ei- 
der ^

esentlichen Beitrag zur Integration 
lltel- und osteuropäischen Staaten in 

die Europäische Union leisten. Die 
CDU/CSU-Gruppe unterstützt Berlin und 
die neuen Länder bei ihrem Anliegen, eine 
interregionale Zusammenarbeit mit Hel- 
sinki und Wien zu etablieren. Diese engere 
Kooperation soll die Abstimmung einer 
Politik intensivieren, welche eine Annähe- 
rung Polens, Ungarns, der Tschechischen 
Republik und der baltischen Staaten an die 
Europäische Union fördert. 

Über Grenzen hinweg 

Europa muß gelebt werden. Wichtiges 
Element sind hierbei die direkten persönli- 
chen Begegnungen zwischen den Men- 
schen in Ost und West. Die Kontakte über 
die Grenzen hinweg, zwischen den Städ- 
ten und Gemeinden, zwischen z. B. Pro- 
fessoren und Studenten müssen intensi- 
viert werden. Austauschmaßnahmen sind 
zu verstärken, universitäre Strukturen 
(z. B. Frankfurt/Oder) auszubauen. Die 
CDU/CSU-Gruppe unterstützt Berlin in 
seinem Bestreben, daß die Qualität der 
Beziehungen zu Polen eine ähnliche Inten- 
sität wie das deutsch-französische Verhält- 
nis erhält. 

Berlin ist Drehscheibe für die Handelswe- 
ge nach Osten. Mit Unterstützung der EU 
wird sich Berlin bei der Ausgestaltung der 
Transeuropäischen Netze engagieren. Die 
Verkehrsverbindungen nach Osten (Bahn, 
Straßen, Wasserstraßen) waren durch die 
Ost-West-Teilung jahrzehntelang benach- 
teiligt. Es ist viel Aufbauarbeit zu bewälti- 
gen. Die EU kann hier für Berlin einen 
wesentlichen Beitrag leisten. 

Berlin ist eine weltoffene, europäische 
Hauptstadt. Die CDU/CSU-Gruppe der 
EVP-Fraktion des Europäischen Parla- 
ments wird Berlin dabei unterstützen, die 
an sie gestellten Herausforderungen 
anzunehmen. • 
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Terrorismus-Gefahr noch nicht gebannt 
Weitere Anschläge auf Repräsentanten der 
„BRD-Eliten aus Politik und Wirtschaft" 
drohen zwei Bekennerschreiben an, die 
nach Ansicht der Sicherheitsbehörden von 
den sog. „Antiimperialistischen Zellen" 
(AIZ) stammen, denen mit großer Wahr- 
scheinlichkeit der Sprengstoffanschlag auf 
das Wohnhaus des CDU -Bundestagsabge- 
ordneten Paul Breuer zur Last gelegt wer- 
den muß. 

In den beiden Briefen wird Breuer für den 
NATO-Einsatz in Bosnien, für die Liefe- 
rung von NVA-Waffen an die Türkei ver- 
antwortlich gemacht und als einer der 
maßgeblich Beteiligten an einer Entwick- 
lung der Bundeswehr bezeichnet, die, wie 
es das AIZ-Papier formuliert, die Bundes- 
republik zu einer „imperialistischen Groß- 

macht" machen soll. Auch die Spreng- 
stoffanschläge auf die Privathäuser der 
CDU-Bundestagsabgeordneten Josef- 
Theodor Blank in Erkrath bei Düsseldorf 
und Volkmar Köhler in Wolfsburg gehen 
ganz offensichtlich auf das Konto der von 
der „Roten Armee Fraktion" abgespalte- 
nen Terror-Organisation. Sie zeigen die 
außergewöhnliche Gefährlichkeit einer 
Gruppe, deren Mitglieder nach Ansicht 
von Sicherheitsexperten nicht im Unter- 
grund, sondern legal in der Gesellschaft 
leben. 

Außergewöhnlich gefährlich 
Die Häufung der Anschläge bestätigt die 
gern überhörte Warnung: Die TerrorismUs' 
Gefahr ist beileibe nicht gebannt. 

Preisstabilität 

Erfreuliches Signal 
Erfreulicher hätte der Start in die ge- 
samtdeutsche Teuerungsstatistik kaum 
ausfallen können: Sie verdient diesen 
Namen kaum. Denn die Erhöhung der 
Preise um 1,5 Prozent im Westen, um 
1,7 Prozent in ganz Deutschland, 
kommt dem Ziel der Preisstabilität 
schon recht nahe. Ein Gesetz ist dafür 
verantwortlich, daß die Jahresrate 
nicht noch einige Zehntel Prozent- 
punkte niedriger ausgefallen ist: In 
den neuen Ländern machten die Woh- 
nungsmieten innerhalb eines Monats, 
von Juli auf August, einen Sprung um 
fast zehn Prozent, weil das neue 
Mietüberleitungsgesetz hierzu den 
Raum bot. Mit Verspätung - aus sozia- 
ler Sicht wohlbegründet - hielt damit 

ein gleichwohl ordnungspolitisch un- 
verzichtbares Stück Markt Einzug in 
Ostdeutschland. 

Auch im Westen sind die Mieten nach 
den Ermittlungen des Statistischen 
Bundesamtes nach wie vor Preistrei- 
ber. Ob man dies gern hört oder nicht: 
Wären die Mieten stabil, so hätte die 
gesamtdeutsche Rate der Jahresteue- 
rung im August mit 0,9 Prozent sogar 
eine Null vor dem Komma gehabt. 
Nahrungsmittel und Energie zählen, 
oft entgegen dem subjektiven Eindruck 
der Verbraucher, zu den Billigmachern 
der Lebenshaltung. Die methodische 
Umstellung überzeichnet zwar die 
Senkung. An der Aussagekraft der Da- 
ten sind jedoch grundsätzliche Zweifel 
nicht angebracht, zumal der renovier- 
te „ Warenkorb " die Konsumgewohn- 
heiten realistischer widerspiegelt. 

Kölnische Rundschau 
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Wieder mehr Arbeitsplätze durch 
Zurückhaltung in der Lohnpolitik 
D 'JJ sozialpolitische Sprecher der 
^"U/CSU-Bundestagsfraktion, Julius 
^°uven, erklärte zur Entwicklung des 
^beitsmarktes: 
rühzeitig im Bundestag und andernortes 
a°e ich darauf hingewiesen, daß auch die 
bestreitbar gute Konjunkturentwicklung 

,.je Probleme auf dem Arbeitsmarkt nicht 
°seri wird. Nichts anderes zeigen die neu- 
nten Zahlen aus Nürnberg. 

^.^Arbeitslosigkeit ist zum allergrößten 
,ei' nicht konjunkturell bedingt, sondern 
7jjl strukturelle Ursachen. Seit Mitte der 
• er Jahre baut sich, den Fachleuten seit 
, ngem bekannt, ein im Trend zunehmen- 
er Sockel an Arbeitslosigkeit auf. Diese 

e.'"Ukturelle Fehlentwicklung kann auch 
jl'guter und langanhaltender Konjunktur- 
Schwung nicht beheben. 

^ as wir brauchen, ist ein radikales Um- 
• nken der Tarifpartner. Keine umvertei- 
. ^orientierte Tarifpolitik zu Lasten der 
t-
rbeitsplätze, sondern eine strikt beschäf- 

^•Jngsorientierte Politik. Gefordert ist ei- 
j. "olitik der Lohnzurückhaltung sowie 
^e Bereitschaft zu stärker differenzieren- 
• n Lohnabschlüssen und zu flexibleren, 

stensenkenden Arbeitszeitregelungen. 

. er das Recht für sich beansprucht, die 
jj.  eUsbedingungen festzulegen, muß für 

e daraus resultierenden Fehlentwicklun- 
tu   anstehen. Kompetenz und Verantwor- 
d ^ Smd untrennbar miteinander verbun- 
t^ ' ^ie Standardforderung der Sozialde- 
$ta     en und Gewerkschaften nach 
l^atseingriffen bewirkt im Endergebnis 
§e p 1C^' ^a^ ^'e Tarifpartner ihre bisheri- 
kh °^t'lc zu Lasten der Arbeitsplätze fort- 
ver

re£ können. Einige Sozialdemokraten 
^ anließen sich dieser Erkenntnis nicht 

länger. Zu nennen sind hier vor allem 
Klose, Spöri und von Dohnanyi. 

Die Forderung nach weiteren, zwangs- 
weisen Arbeitszeitverkürzungen ist Repa- 
raturpolitik par excellence. Dadurch wird 
der Arbeitseinsatz weiter verteuert. Wie 
wir unseren Wohlstand, wie wir unsere ho- 
hen Realeinkommen dadurch sichern kön- 
nen, daß wir weniger arbeiten bei höheren 
Kosten je Arbeitsplatz, das bleibt ein Ge- 
heimnis der IG Metall. Mit einer Politik 
der zwangsweisen Arbeitszeitverkürzung 
wird nicht Arbeit, sondern Arbeitslosigkeit 
auf mehr Schultern verteilt. Ich erinnere 
an das vernichtende Urteil der OECD im 
Rahmen ihrer umfassenden Beschäfti- 
gungsstudie. Dort heißt es klar und un- 
mißverständlich: Eine erzwungene Auftei- 
lung der Arbeitsplätze hat die Arbeitslo- 
sigkeit noch in keinem Fall verringert. 

Wir sind aufgrund unserer Verantwortung 
den Bürgern gegenüber zum Handeln ver- 
pflichtet. Bei 2,5 Mio. Arbeitslosen im 
Westen und 1,0 Mio. im Osten darf es kei- 
ne Tabuthemen geben. 

Asylbewerberzahlen 
im August 1995 

Beim Bundesamt für die Anerken- 
nung ausländischer Flüchtlinge 
haben im August 1995 11.919 Perso- 
nen (Vormonat: 10.223 Personen) 
Asyl beantragt. 
Damit ist die Zahl der Asylbewerber 
gegenüber dem Vormonat (Juli 1995: 
10.223) um 1.696 Personen gestiegen. 
Gegenüber dem Vergleichsmonat des 
Vorjahres (August 1994: 10.332) hat 
sie um 1.587 Personen zugenommen. 
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SPD nach Jens-Rücktritt völlig 
ohne Wirtschaftskompetenz 

Zum Rücktritt des wirtschaftspoliti- 
schen Sprechers der SPD-Fraktion, 
Professor Dr. Uwe Jens, erklärte der 
mittelstandspolitische Sprecher der 
CDU/CSU-Bundestagsfraktion, Hans- 
jürgen Doss: 

Kaum hat Rudolf Scharping gemeinsam 
mit dem DGB-Vorsitzenden Schulte ein 
umfangreiches Papier zur Erneuerung der 
Wirtschafts- und Sozialpolitik in Deutsch- 
land präsentiert, zerschlägt ihm auch 
schon sein Wirtschaftssprecher in der 
Bundestagsfraktion die mühsam aufge- 
richtete Takelage. 

Mit Uwe Jens geht bei der SPD der letzte 
marktwirtschaftliche „Lotse" von Bord. 

Wenn für Uwe Jens, einen kompetenten 
und im Wirtschaftsausschuß des Bundes- 
tages hoch geachteten Kollegen, in der 

SPD „eine schlüssige Wirtschaftspolitik 
nicht durchsetzbar" ist, bricht damit der 
letzte bedeutsame Marktwirtschaftler aus 
der Führungsriege der Sozialdemokraten 
weg: 
Der Troikaner aus Hannover, vom Alt-JU' 
so zum Wirtschaftsrealisten gewandelt, 
wurde vertrieben. Der Saarländer als 
zweiter im Bunde ist abgetaucht. Nach 
diesen Weggefährten in der Partei kündig 
mit Uwe Jens nun auch der Wirtschafts- 
Sprecher der Fraktion seinem Chef, Rudo' 
Scharping, die Gefolgschaft auf. 
Damit ist die Bankrotterklärung für eine 
vernunftgesteuerte Wirtschaftspolitik def 

SPD entgültig unterzeichnet. Für die S»'. 
cherung des Wirtschaftsstandortes und d»e 

Schaffung zusätzlicher Arbeitsplätze ha1 

unser Land von dieser Partei nichts mehr 

zu erwarten. 

SPD und Realität debatte des Bundestages von Kanzler 
Kohl mit Spott übergießen lassen, so 

Lachnummer 
Wer allzusehr mit sich selbst beschäf- 
tigt ist, bekommt Schwierigkeiten, die 
Realitäten richtig wahrzunehmen. 
Jüngstes Beispiel für diese Psycholo- 
gen-Weisheit ist die SPD-Bundestags- 
fraktion mit ihren auffällig schwachen 
Auftritten in der Öffentlichkeit. 

Mußte sie sich in diesen Tagen wegen 
der Hahnenkämpfe zwischen Partei- 
und Fraktionschef Scharping und sei- 
nem Parteivize Schröder in der Etat- 

sorgt sie jetzt mit dem Eingeständnis, 
die Papiere des Verteidigungsministe- 
riums über die von ihr kritisierten Tor- 
nado-Einsätze über Bosnien „nicht 
sorgfältig genug " gelesen zu haben, 
für eine neue Lachnummer. 
Für die seit Jahren schwindende Zahl 
der SPD-Anhänger ist es ein Trauer- 
spiel, registrieren zu müssen, daß ihre 
Hoffnungsträger nicht recht wissen, 
was sie wollen. Und nun kommt 's nocn 
schllimmer: daß sie nicht wissen, 
worüber sie reden. 

Express 
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% 100.000 Gespräche 
Pter dem Motto „Politik gestaltet Zu- 
JUr^ft - Gestalten Sie mit" hat die CDU 

le neue Mitgliederwerbeoffensive 
J.'°p.000 Gespräche" gestartet. Ziel der 
Won ist es, die Bürgerinnen und Bür- 

j6'' in Gesprächen von der Mitglied- 
chaft in der CDU zu überzeugen. Der 
"Je Leitfaden „100.000 Gespräche" 
*" Ihnen nicht nur helfen, Freunde und 
^pathisanten für die Arbeit in der 
fPU, sondern auch für eine Mitglied- 
Chlaft in der CDU zu gewinnen. 

*6r erfolgsorientierte Aufbau sowie die 
sj

üsstattung des Leitfadens mit über- 
ziehen Registern gestaltet die Vor- 
^ reitung Ihrer Aktionen zur Mitglieder- 

erbung besonders einfach. 
Jeste||-Nr.:6101 
^rPackungseinheit: 5 Expl. 

e|sje5Expl.: 12-DM 

. ^Stellungen an: 
^ersandzentrum 
.Jstfach 1164 
^3759 Versmold 

a*: 05423/41521 
Alle Preise zzgl. MwSt. und Versand 

Flugblatt Tierschutz 
Deutschland - 
beim Tierschutz voran 

Irrtümlicher- 
weise wurde in 
UiD 27/95 für 
dieses Flug- 
blatt ein 
falscher Preis 
angegeben. 
Die aktuellen 
Bestelldaten 
lauten wie 
folgt: 

Bestell-Nr.: 1099 
Verpackungseinheit: 250 Expl. 
Preis je 250 Expl.: 39 - DM 

• CDU-Mikrofonwindschützer 
Bestell-Nr.: 9088 
Verpackungseinheit: 1 Expl. 
Preis je Expl.: 29-DM 

(Bei Bestellungen bis zu einem 
Warenwert von 50- DM wird eine 
Versandkostenpauschale in Höhe von 
5- DM erhoben.) 
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UNION BETRIEBS GMBH 
POSTFACH 2449 
53014 BONN 

CDU-Glücksrad wieder lieferbar! 

Das CDU-Glücksrad 
ist immer ein be- 

sonderer Anziehungs- 
punkt bei Ihrer Veran- 
staltung, mit dem Sie 
sofort die Aufmerksam- 
keit der Besucher auf 
den CDU-Stand lenken 
können. Als Preise kön- 
nen CDU-Werbemittel, 
aber auch gesponserte 
Sachpreise verwendet 
werden. Das Glücksrad 
besteht aus einer 
Sperrholzplatte, die 
über ein Kugellager an 
dem Stahl roh rgestänge 
montiert ist. Es wird somit betriebsfertig 
bei Ihnen angeliefert. 

Gesamthöhe ca. 1,70 m, 
Raddurchmesser ca. 1,30 m 

Preis 345- DM zzgl. MwSt. und 
Frachtkosten. 

Bestellungen bitte schriftlich an: 
CDU-Bundesgeschäftsstelle 
Abt. Information 
Friedrich-Ebert-Allee 73-75 
53113 Bonn oder 
per Fax: 0228/544-372 
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